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Information „elektronische Angebotsabgabe“ 
 

Im vorliegenden Verfahren sind ausschließlich elektronische Angebote 

zugelassen. Eine Angebotsabgabe in schriftlicher Textform (postalische 

oder persönliche Einreichung) ist nicht möglich! 

 

Wir bitten möglichst nur eine Datei hochzuladen und auf das Beifügen von 

Werbung zu verzichten. Sofern mehrere Dateien erforderlich sind, bitten wir 

diese vorangestellt zu nummerieren. Bitte berücksichtigen Sie die erforderlichen 

Upload Zeiten. 

 

Die elektronische Vergabe und Kommunikation wird ausschließlich über den 

Vergabemarktplatz Metropole Ruhr abgewickelt. Das bedeutet, dass alle 

Anforderungen/Nachforderungen seitens der Vergabestelle dann auch über den 

Vergabemarktplatz Metropole Ruhr über den Bereich „Kommunikation“ 
erfolgen. So wird gewährleistet, dass das gesamte Vergabeverfahren 

elektronisch abgewickelt wird. Daher bitten wir Sie sensibilisiert auf eingehende 

E-Mails vom Vergabemarktplatz zu achten und entsprechende Nachrichten 

abzurufen. 

 

Bei elektronischer Vergabe findet keine öffentliche Submission  

(Eröffnung der Angebote) statt. Das heißt, dass keine Bieter zur Teilnahme an  

der Submission zugelassen werden. 

 

Wir weisen darauf hin, dass Ihr Angebot vom weiteren Verfahren 

auszuschließen ist, wenn dieses nicht wie oben beschrieben elektronisch 

eingereicht wird! 

 

Folgende Online-Hilfen stehen als Support für Unternehmen zur Verfügung: 

https://support.cosinex.de/unternehmen/ 

➔ Anleitung für Unternehmen 

 
https://support.cosinex.de/unternehmen/pages/viewpage.action?pageId=28115008 

➔ Bietertool 
 

https://support.cosinex.de/unternehmen/display/company/Bietertool 

 

Tipps zur Abgabe elektronischer Angebote: 

https://support.cosinex.de/unternehmen/display/company/Tipps+zur+elektronischen+Angebotsabgabe 

 

Kontakt eMail:  

support@cosinex.de 

https://support.cosinex.de/unternehmen/
https://support.cosinex.de/unternehmen/pages/viewpage.action?pageId=28115008
https://support.cosinex.de/unternehmen/display/company/Bietertool
https://support.cosinex.de/unternehmen/display/company/Tipps+zur+elektronischen+Angebotsabgabe
mailto:support@cosinex.de



 

   
                    (A 1 - Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes EU) 

Stand: 09.04.24 Seite 1 von 3 

___ 

__ 

__ 

  
Sie können mit uns sprechen: montags bis mittwochs 8.00 -12.00 / 13.00 - 15.30 Uhr, donnerstags bis 17.00 Uhr 

 freitags 8.00 - 12.00 Uhr und nach Vereinbarung 
Sie erreichen uns : mit allen Stadtbahnlinien Haltestelle Hauptbahnhof oder Kampstraße und mit der S - Bahn Bhf. Hauptbahnhof 
Im Internet unter: www.dortmund.de  *Unverschlüsselte E-Mail kann auf allen Internetstrecken unbefugt mitgelesen und verän-

dert werden. 
Unsere Bankverbindung: Sparkasse Dortmund (BLZ 440 501 99) Konto Nr. 001 124 447

  
  

Stadt Dortmund  44122 Dortmund 

 Datum der Versendung 

 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 
 
L509/26 – Rahmenvertrag Fahrradleasing 
 

Anlagen 

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind:  

☒ Information „elektronische Angebotsabgabe“ 

☒ A 1 - Aufforderung zur Abgabe eines Angebots EU ("Dieses Anschreiben") 

☒ A 3 - Teilnahmebedingungen 

☒ Bewerbungsbedingungen + Sonstige Bewerbungsbedingungen „Leasing“ 
 
 

B) Vertragsbestandteile, die nicht einzureichen sind 

☒ Allgemeine Vertragsbedingungen der Stadt Dortmund 

☒ A 4 - Besondere Vertragsbedingungen 

☒ A 5 - Besondere Vertragsbedingungen zur Einhaltung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

☐ Rahmenvereinbarung, Anlage Fahrradhändler 

☐ TV Fahrradleasing 

☐ Lieferantenhandbuch 

C) Vertragsbestandteile, die immer 1-fach einzureichen sind 

☒ B 1 - Angebotsschreiben EU  

☒ Leistungsbeschreibung + Exceldatei „Vordruck Fachangebot“ und „Vordruck Preisblatt“ 
 

☒ B2 - Vertragsbedingungen und Verpflichtungserklärung Frauen- und Familienförderung 

☐ B3 - Erklärung zur Beachtung von ILO-Mindestanforderungen 
 

☐ B4 - Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten 
 

☒ B5 - Eigenerklärung zur Einhaltung der Vorgaben des Artikel 5k der Verordnung (EU) 

 
 
 
 
 

Vergabe- und 
Beschaffungszentrum 

Az.:19/2, Vergabe-Nr.: L509/26 
Sachbearbeiter/In: Ehmke 
Gebäude: Viktoriastraße 15 
Zimmer: 426 
Tel.: 0231/50-19317            
E-Mail: mehmke@stadtdo.de 
 

Vergabeart: 

☒Offenes Verfahren            ☐Teilnahmewettbewerb 
☐Nichtoffenes Verfahren     ☐Innovationspartnerschaft 
☐Verhandlungsverfahren 
☐Wettbewerblicher Dialog 
 
Einzureichen bis (Angebotsfrist) 
 

Datum: 05.10.2026                  Uhrzeit: 15:00 
 
 

Bindefrist endet am: 14.12.2026 
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1. Es ist beabsichtigt, die in beiliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen gemäß den Verfahrensbestimmun-
gen der VgV i.V.m. dem GWB sowie den hierzu bekannt gemachten Bedingungen im Namen und auf Rechnung der Stadt 
Dortmund zu vergeben. Wird in der Bekanntmachung auf die Vergabeunterlagen verwiesen, so gelten zusätzlich die Bedin-
gungen in den Vergabeunterlagen.  
 

2. Vorlage von Nachweisen  
Der Auftraggeber wird bei Aufträgen ab einer Auftragssumme von 30.000,00 € für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, 
den Nachunternehmer und den Verleiher von Arbeitskräften zur Bestätigung der Erklärung (Angebotsschreiben Nr. 2) einen 
Auszug aus dem Wettbewerbsregister beim Bundeskartellamt anfordern. 
 

2.1 Zum Nachweis der Eignung sind vorzulegen: 

   ☒ mit dem Angebot   ☐ auf Verlangen der Vergabestelle 

 folgende Unterlagen zum Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung gem. § 44 VgV: 
☒ Erklärung über die Eintragung in das Berufsregister, z.B. Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer am Sitz 

des Unternehmens oder gleichwertiger Nachweis zur erlaubten Berufsausübung inkl. Erlaubnis im Sinne von § 32 Abs. 

1 i. V. m. § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 10 KWG 
 
folgende Unterlagen zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit gem. § 45 VgV: 
☒ Erklärung, über den Gesamtumsatz des Unternehmens, sowie den Umsatz in dem Tätigkeitsbereich des Auftrages, 
jeweils bezogen auf die letzten drei Geschäftsjahre. 
☒ Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Finanzamtes über abgeführte Steuern (nicht älter als 6 
Monate) 
☒ Weitere Unterlagen: Unbedenklichkeitsbescheinigung für die Erteilung öffentlicher Aufträge von der zuständigen Stadt-
kasse am Sitz des Unternehmens oder der Zweigstelle, die das Angebot abgibt (nicht älter als sechs Monate). 
 

Gemäß § 45 Abs. 5 VgV können die Nachweise, sofern die geforderten Unterlagen aus berechtigtem Grund nicht beige-
bracht werden können, auch durch andere vom Auftraggeber als geeignet angesehene Unterlagen, erbracht werden. 

 
folgende Unterlagen zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit gem. § 46 VgV: 
☒ geeignete Referenzen über früher ausgeführte Liefer- und Dienstleistungsaufträge in Form einer Liste der in den letzten 
drei Jahren erbrachten wesentlichen Liefer- oder Dienstleistungen mit Angabe des Werts, der Liefer- bzw. Erbringungszeit 
sowie des öffentlichen oder privaten Empfängers. 
☒ Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Unternehmens und die Zahl seiner Führungs-
kräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich ist 
☐ Erklärung, aus der ersichtlich ist, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche technische Ausrüstung das 
Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt. 
☐ Weitere Unterlagen: 

 
Werden abschließend keine ausreichenden Eignungsnachweise vom Bieter/von der Bietergemeinschaft eingereicht, kann 
er/sie vom Wettbewerb ausgeschlossen werden. Als Nachweis sind im Regelfall Eigenerklärungen ausreichend. 

Bei der Beauftragung von Subunternehmen oder der sonstigen Einschaltung Dritter können Sie sich zum Nachweis Ihrer 
Leistungsfähigkeit und Fachkunde auch dieser Unternehmen bedienen. In diesem Fall können die entsprechenden Anga-
ben dieser Unternehmen einbezogen werden, falls durch zusätzliche Vorlage einer Verpflichtungserklärung oder in sonsti-
ger Weise nachgewiesen wird, dass Sie im Auftragsfall über die entsprechenden Mittel verfügen. Im Falle einer derartigen 
Eignungsleihe wird gemäß § 47 Abs. 3 VgV eine gemeinsame Haftung des Bieters und des anderen Unternehmens für die 
Auftragsausführung entsprechend des Umfangs der Eignungsleihe verlangt. 

 

2.2 Folgende sonstige Unterlagen/Angaben sind vorzulegen: 

☒ mit dem Angebot              ☐ auf Verlangen der Vergabestelle 

☒ Konzept(e) zur qualitativen Wertung (s. „Vordruck Fachangebot“)  

☐ Umweltzertifikate 

☐ Siehe Anlage       

☐  

2.3 Präqualifizierte Unternehmen können anstelle der Nachweise nach 3.2 im Angebotsschreiben auch eine kostenfreie Daten-
bank, insbesondere ein Präqualifikationssystem, und die entsprechende Nummer der Eintragung angeben, unter der der  
öffentliche Auftraggeber die Unterlagen erhalten kann (z.B. „amtliches-verzeichnis.ihk.de“). 

3. Losweise Vergabe: 

☐ nein 

☐ ja, Angebote sind möglich 

☐ nur für ein Los, 

  ☐ für ein oder mehrere Lose 

 ☐ positionsweise Vergabe als Einzellose  
 
Die Gesamtvergabe wird sich vorbehalten. 
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4. Nebenangebote 

☐ Nebenangebote sind nicht zugelassen.  

☒ Nebenangebote sind zugelassen. Es gelten die Anforderungen aus den Teilnahmebedingungen. 

5. Angebotswertung 

5.1 Zuschlagskriterien bei Haupt- und Nebenangeboten:  
 Das wirtschaftlich günstigste Angebot bezüglich: 
 

☒ Kriterien: 

 ☐ 1 __________, 2 __________, 3 __________, 4 __________, 5 __________ 

 ☐ Gewichtung kann nicht angegeben werden, Kriterien sind in Reihenfolge ihrer Bedeutung aufgelistet 

 ☒ siehe beiliegendes Formblatt Bewerbungsbedingungen 

☐ Kriterium: Preis, Gewichtung 100 v.H. 

 
5.2 Abwicklung von Ausschreibungen oder Vergaben mit Teilnahmewettbewerb bzw. Verhandlungsrunden 

Die Abwicklung in verschiedenen, aufeinander folgenden Phasen zur Begrenzung der Zahl der Angebote 

☐  ist beabsichtigt. ☒  ist nicht beabsichtigt. 
 

6. Zugelassene Angebotsabgabe 

Angebote können abgegeben werden 

☒  Elektronisch über die Vergabeplattform unter www.vergabe.nrw.de 

       ☒ in Textform 

       ☒ mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel 

       ☒ mit qualifizierter/m Signatur/Siegel 

☐  per Fax unter 0231/50-10219 

☐  Schriftlich 
 
Falls Sie nicht die Absicht haben, ein Angebot abzugeben, werden Sie gebeten, die Vergabestelle baldmöglichst davon zu 
unterrichten (entfällt bei offenen Verfahren und öffentlichen Ausschreibungen). Ein Nachteil entsteht Ihnen dadurch nicht. 
 
Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform ist der Bieter und die natürliche Person, die die Erklärung abgibt, zu 
benennen; falls vorgegeben, ist das Angebot mit der geforderten Signatur/dem geforderten Siegel zu versehen. Das Angebot 
ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über die Vergabeplattform der Vergabestelle zu übermitteln. 
 
Bei schriftlicher Angebotsabgabe ist das beigefügte Angebotsschreiben zu unterzeichnen und zusammen mit den ausgefüll-
ten und gegebenenfalls an entsprechender Stelle unterzeichneten Anlagen in verschlossenem Umschlag bis zum Ablauf der 
Angebotsfrist an folgende Anschrift zu senden oder dort abzugeben: 
 
Stadt Dortmund  
Vergabe- und Beschaffungszentrum 
Viktoriastr. 15 
Zimmer 211 (Submissionsstelle) 
44135 Dortmund 
 
Der Umschlag ist außen mit dem beigefügten Kennzettel zu versehen. Bei erlaubtem Fax-Angebot ist der Kennzettel das 
Fax-Deckblatt.  
 
Etwaige Änderungen bzw. Berichtigungen oder Rücknahmen des Angebots, sind bis zum Ende der Angebotsfrist in entspre-
chender Form wie das Angebot einzureichen. Danach sind Sie bis zum Ablauf der genannten Bindefrist an Ihr Angebot ge-
bunden. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Ehmke 
Stadtinspektor 
 
(Dieses Schreiben wurde per EDV erstellt und ist daher ohne Unterschrift gültig)  

http://www.vergabe.nrw.de/
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BEWERBUNGSBEDINGUNGEN 
für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 

Einheitliche Fassung 
Das Vergabeverfahren erfolgt nach der „Vergabeverordnung“ (VgV) i.V.m. dem „Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen“ (GWB)  

Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Bewerbers Unklarheiten, so hat er unverzüglich den 
Auftraggeber vor Angebotsabgabe in Textform darauf hinzuweisen. 

Bieterfragen werden nur bis eine Woche vor Ablauf der Angebotsfrist beantwortet. 

Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 
Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässigen 
Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. 
 
Zur Bekämpfung der Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs hat der Bieter auf 
Verlangen Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit 
Unternehmen verbunden ist.  

1. Anforderungen an die Angebote gem. § 53 VgV 
1.1 Das Angebot ist in all seinen Bestandteilen in deutscher Sprache abzufassen. 

1.2 Für das Angebot sind die vom Auftraggeber übersandten Vordrucke zu verwenden. Das Angebot ist 
bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen Ablauf der Angebotsfrist einzureichen. Ein nicht 
form- oder fristgerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen. 

1.3 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der 
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen. 

Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unter-
nehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder 
sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder 
unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen.  

Hiervon ausgenommen ist der Fall, dass der öffentliche Aufraggeber, in der Auftragsbekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen festlegt, dass er keine Unterlagen nachfordern wird. 
Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach Aufforderung durch den öffentlichen 
Auftraggeber innerhalb einer von diesem festzulegenden angemessenen, nach dem Kalender 
bestimmten Frist vorzulegen (§ 56 Abs. 2-4 VgV). 
 

1.4 Bieter können für die Angebotsabgabe eine selbstgefertigte Abschrift oder Kurzfassung des Leis-
tungsverzeichnisses benutzen, wenn sie den vom Auftraggeber verfassten Wortlaut des Leistungs-
verzeichnisses im Angebot als allein verbindlich anerkennen; Kurzfassungen müssen jedoch die 
Positionen und Lose vollzählig, in der gleichen Reihenfolge und mit den gleichen Nummern wie in 
dem vom Auftraggeber verfassten Leistungsverzeichnis, wiedergeben.  

Sofern die Vorgaben an selbstgefertigte Kurzfassungen nicht beachtet werden, kann das Angebot 
wegen widersprüchlichen/uneindeutigen Angaben ausgeschlossen werden. 

1.5 Änderungen an den Vertragsunterlagen sind unzulässig. Änderungen des Bieters an seinen Eintra-
gungen müssen zweifelsfrei sein. (§ 53 Abs. 7 VgV) 

1.6 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 

1.7 Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen geforder-
ten Einheitspreise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen verteilt, benennt 
nicht die von ihm geforderten Preise im Sinne von § 53 Abs. 7 VgV.. Deshalb werden Angebote, bei 
denen der Bieter die Einheitspreise einzelner Leistungspositionen in „Mischkalkulationen“ auf ande-
re Leistungspositionen umlegt, von der Wertung ausgeschlossen (§ 57 Abs. 1 Nr. 5 VgV).. 

1.7 Das Angebot muss die geforderten Preise enthalten (§ 53 Abs. 7 VgV). Unvollständige Angebote 
werden unter Beachtung der Vorgaben des § 57 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. § 56 Abs. 3 VgV ausgeschlos-
sen. Aufgrund des Verhandlungsverbots wird für den Fall, dass die Voraussetzungen des § 57 Abs. 
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1 Nr. 5 2. HS, bzw. § 56 Abs. 3 Satz 2 VgV erfüllt sind, der Zuschlag auf das abgegebene Angebot 
erteilt. Dies bedeutet, dass die fehlende Position mit Null Euro beauftragt wird. 

1.8 Alle Preise sind in Euro anzugeben. Werden Preise mit mehr als zwei Nachkommastellen angege-
ben, so wird der eingetragene Einheitspreis im Rahmen der rechnerischen Prüfung mit der angege-
benen Gesamtmenge multipliziert. Der so errechnete Gesamtpreis wird dann auf volle Centbeträge, 
d.h. auf zwei Nachkommastellen, abgerundet.    

Bsp: EP: 0,07365 Euro Menge: 300 Stück → GP: 22,095 → Wertungspreis: 22,09 Euro.   

Im Auftragsfall wird der Angebotspreis in Abhängigkeit der angebotenen Gebindegröße bzw. Verpa-
ckungseinheit ebenfalls auf volle Centbeträge abgerundet vereinbart.   

Bsp: wie oben, Verpackungseinheit 100 Stück → GP: 7,365 Euro → beauftragter Preis 7,36 Euro. 

1.9 Entspricht der Gesamtbetrag einer Position nicht dem Ergebnis der Multiplikation von Mengenan-
satz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. 

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind, sofern im Leistungsver-
zeichnis nichts anderes geregelt wird, ohne Umsatzsteuer anzugeben.  

 Auf die rechnerisch geprüfte Nettogesamtsumme wird zur rechnerisch geprüften Bruttopreisermitt-
lung für die Mehrwertsteuer der jeweils gültige Regelsatz von z.Z. 19 % aufgeschlagen. Sofern für 
die Leistung bzw. für ihr Unternehmen ein reduzierter/abweichender Mehrwertsteuersatz gilt, so ist 
dieser mit Abgabe des Angebotes zu benennen. Ferner ist eine kurze Begründung, warum zulässi-
gerweise eine reduzierte Mehrwertsteuer angeboten werden darf, beizufügen. Im Rahmen der Wer-
tung wird dann, sofern aus dem Angebot eindeutig erkennbar wird, dass ein reduzierter, gültiger 
Mehrwertsteuersatz eingetragen wurde und die entsprechende Begründung vorliegt, der reduzierte 
Mehrwertsteuersatz berücksichtigt. 

Gewertet wird der Bruttobetrag. Im Auftragsfall gelten die Bruttopreise als vereinbart. 

1.10 Bei Preisgleichheit zweier Bieter entscheidet das Los. Die Auslosung wird von mindestens zwei 
Vertretern einer neutralen Stelle des Auftraggebers gemeinsam durchgeführt und dokumentiert. Bie-
ter sind nicht zugelassen. 

1.11 Soweit Preisnachlässe ohne Bedingungen gewährt werden, sind diese an einer vom Auftraggeber in 
den Vergabeunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen.  

Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die 
- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden und 
- an der im Angebotsschreiben oder Leistungsverzeichnis verzeichneten Stelle aufgeführt sind.  
Kaufmännische Nebenangebote sind von dieser Regelung ausgeschlossen.  
In einem Nebenangebot angebotene Preisnachlässe dürfen nicht unter einer Bedingung stehen, die 
der Bieter beeinflussen kann. 
Nicht zu wertende Preisnachlässe (z. B. Skonto) bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall 
der Auftragserteilung Vertragsinhalt. 

  
Im Angebotsschreiben ist der Endbetrag/ die Gesamtsumme des Angebotes ohne Nachlass einzu-
tragen. Sofern im Rahmen der rechnerischen Prüfung ein abweichender Betrag ermittelt worden ist, 
gelten die im Leistungsverzeichnis eingetragenen Einheitspreise. Der eingetragene Endbetrag wird 
entsprechend korrigiert. Der im Angebotsschreiben eingetragene Nachlass wird dann vom korrigier-
ten, rechnerisch geprüften Endbetrag abgezogen. 

1.12 Enthält die Leistungsbeschreibung bei einer Teilleistung eine Produktangabe mit Zusatz „oder 
gleichwertig“ und wird vom Bieter dazu eine Produktangabe in der jeweiligen Position oder in Form 
einer den Vergabeunterlagen beiliegenden zusammenfassenden tabellarischen Aufstellung aller 
Produktangaben verlangt, ist das Fabrikat (insbesondere Herstellerangabe und genaue Typenbe-
zeichnung) auch dann anzugeben, wenn der Bieter das vorgegebene Fabrikat anbieten will. Dies gilt 
nicht, wenn er im Angebotsschreiben erklärt, dass er das in der Leistungsbeschreibung benannte 
Produkt anbietet. Enthält das Angebot weder die geforderte Produktangabe noch die Erklärung, ist 
das Angebot unvollständig. 

1.13 Werden in der Leistungsbeschreibung die Merkmale des Auftragsgegenstandes durch technische 
Normen oder ähnliches (vgl. § 31 VgV) beschrieben, dann werden auch gleichwertige Nachweise 
akzeptiert. Die Gleichwertigkeit ist mit dem Angebot nachzuweisen. 
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2. Nebenangebote 
 

2.1 Die Angebote müssen die geforderten Erklärungen und Nachweise enthalten. Unvollständige Ange-
bote werden unter Beachtung der Vorgaben des § 57 Abs. 1 Nr. 2 VgV ausgeschlossen. Nebenan-
gebote müssen als solche gekennzeichnet sein (vgl. § 53 Abs. 7 VgV). 

Ausführungsvarianten sind eindeutig und erschöpfend zu beschreiben und müssen alle Leistungen 
umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Leistung erforderlich sind. Bei nicht in den 
Vergabeunterlagen geregelten Leistungen sind im Angebot entsprechende Angaben über Ausfüh-
rung und Beschaffenheit dieser Leistungen zu machen. 

2.2 Sind an Nebenangebote Mindestanforderungen gestellt, müssen diese erfüllt werden; andernfalls 
müssen sie im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ und quantitativ gleichwertig sein. Die 
Erfüllung der Mindestanforderungen bzw. die Gleichwertigkeit ist mit Angebotsabgabe nachzuwei-
sen. Nebenangebote müssen mindestens dem Stand und den Regeln der Technik entsprechen so-
wie das gewollte Ziel des AG unter Einhaltung der Vorgaben, Rand- und Angebotsbedingungen er-
reichen. Darüber hinaus sind die Rahmenbedingungen der Ausschreibung beizubehalten. 

2.3 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend zu be-
schreiben; die Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten.  

Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Leis-
tung erforderlich sind. 

Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in den Vergabeunterlagen geregelt 
ist, hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung 
zu machen. 

2.4 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses beeinflus-
sen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und Einzel-
preisen aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme).  

2.5 Nebenangebote, die den Nummern 2.1 bis 2.4 nicht entsprechen, werden von der Wertung ausge-
schlossen. 

3. Bietergemeinschaften 

3.1 Bewerber- oder Bietergemeinschaften haben in der Interessensbestätigung, im Teilnahmeantrag 
oder im Angebot jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für 
den Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu benennen. Fehlt eine dieser Angaben, so ist 
sie vor der Zuschlagserteilung beizubringen. (§ 53 Abs. 9 VgV) 

3.2 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine von allen Mitgliedern unterzeichnete Erklärung 
abzugeben, 

− in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, 

− in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevollmächtigte 
Vertreter bezeichnet ist, 

− dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbind-
lich vertritt, 

− dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 
 
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten 
der qualifiziert signierte/mit Siegel versehene Erklärung abzugeben 

 

3.3 Sofern nicht öffentlich ausgeschrieben wird, werden Angebote von Bietergemeinschaften, die sich 
erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten Unternehmern gebildet haben, 
nicht zugelassen. 
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4. Nachweisführung durch Bescheinigungen von Konformitätsbewertungsstellen gemäß § 33 
VgV 

 

Als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder Dienstleistung bestimmten, in der Leistungsbeschreibung ge-
forderten Merkmalen entspricht, kann die Vorlage von Bescheinigungen, insbesondere Testberich-
ten oder Zertifizierungen, einer Konformitätsbewertungsstelle verlangt werden. Wird die Vorlage ei-
ner Bescheinigung einer bestimmten Konformitätsbewertungsstelle verlangt, so werden auch Be-
scheinigungen gleichwertiger anderer Konformitätsbewertungsstellen akzeptiert (vgl. § 33 Abs. 1 
VgV). 

 
Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert auch andere als die genannten geeigneten Unterlagen, ins-
besondere ein technisches Dossier des Herstellers, wenn das Unternehmen keinen Zugang zu den 
genannten Bescheinigungen oder keine Möglichkeit hatte, diese innerhalb der einschlägigen Fristen 
einzuholen, sofern das Unternehmen den fehlenden Zugang nicht zu vertreten hat. In diesen Fällen 
hat das Unternehmen durch die vorgelegten Unterlagen zu belegen, dass die von ihm zu erbringen-
de Leistung die angegebenen Anforderungen erfüllt (vgl. § 33 Abs. 2 VgV). 

 

5. Nachweisführung durch Gütezeichen gemäß § 34 VgV 

Wird als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder Dienstleistung bestimmten, in der Leistungsbeschrei-
bung geforderten Merkmalen entspricht die Vorlage von Gütezeichen nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 5 VgV verlangt, werden auch andere Gütezeichen akzeptiert, die gleichwertige Anforderungen 
an die Leistung stellen. Die Gleichwertigkeit ist vom Unternehmen mit dem Angebot nachzuweisen. 

Hatte ein Unternehmen aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet werden können, nachweislich keine 
Möglichkeit, das vom öffentlichen Auftraggeber angegebene oder ein gleichwertiges Gütezeichen 
innerhalb einer einschlägigen Frist zu erlangen, so akzeptiert der öffentliche Auftraggeber andere 
geeignete Belege akzeptieren, sofern das Unternehmen nachweist, dass die von ihm zu erbringen-
de Leistung die Anforderungen des geforderten Gütezeichens oder die vom öffentlichen Auftragge-
ber angegebenen spezifischen Anforderungen erfüllt. 

 

6. Unteraufträge gemäß § 36 VgV 

Bei Angebotsabgabe benennen die Unternehmen die Teile des Auftrags, die sie im Wege der Un-
terauftragsvergabe an Dritte zu vergeben beabsichtigen, sowie, falls bereits bekannt, die vorgese-
henen Unterauftragnehmer. Vor Zuschlagserteilung kann der öffentliche Auftraggeber von den Bie-
tern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen 
und nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung 
stehen.  

Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen, die in einer Einrichtung des öffentlichen Auftragge-
bers unter dessen direkter Aufsicht zu erbringen sind, hat der Auftragnehmer spätestens bei Beginn 
der Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und die gesetzlichen Vertreter seiner Unter-
auftragnehmer und jede im Rahmen der Auftragsausführung eintretende Änderung auf der Ebene 
der Unterauftragnehmer mitzuteilen. Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 

 



Stadt Dortmund 

Rahmenvereinbarung zur Beschaffung von Dienstfahrrädern gem. TV Fahrradleasing 

Bewerbungsbedingungen  
Seite 1 von 9 

 

Seite 1 von 9 

__________________________________________________________________________ 

 

01. Gegenstand der Ausschreibung 
 

Der Auftraggeber bietet seit Beginn des Jahres 2023 den Tarifbeschäftigten und seit Ende 
des Jahres 2024 auch den Beamt*innen durch Entgeltumwandlung das Dienstradleasing 
an. Dem liegt der Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von 
Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-Fahrradleasing) zugrunde. Es 
bestehen ein aktuell laufender Rahmenleasingvertrag und ein Dienstleistungsvertrag mit 
einem Anbieter. Es soll eine Weiterführung des Angebots auch nach Ausschöpfung des 
im bestehenden Vertrag vorhandenen Kontingents sichergestellt werden. 
 
Leasingnehmer sollen hierbei nicht die tarifvertraglich Beschäftigten werden, sondern 
der kommunale Arbeitgeber, der das Fahrrad den Beschäftigten zur Verfügung stellt. 
 
Gegenstand der Ausschreibung ist deshalb eine Rahmenvereinbarung über die 
Bereitstellung von Fahrrädern im Wege des Leasings (Teilamortisierungsleasing) gemäß 
TV-Fahrradleasing zum Zwecke der Überlassung an Tarifbeschäftigte zur privaten und 
dienstlichen Nutzung einschließlich Versicherungs-, Schulungs- und Serviceleistungen 
(insbesondere Abwicklung der Bestell-, Rückgabe- und Schadenabwicklungsprozesse, 
Wartung und Reparatur, Störfallmanagement und Bereitstellung eines Online-Portals).  
 
 

 CPV Codes: 
 

66114000-2 Finanzierungs-Leasing 
34422000-7 Fahrräder mit Hilfsmotor 
34431000-7 Fahrräder ohne Motor 
37400000-2 Sportgeräte und -ausrüstungen 
66000000-0 Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 
50100000-6 Reparatur, Wartung und zugehörige Dienste für Fahrzeuge und zugehörige 

Ausrüstungen 
 
02. Aufteilung nach Losen  

 
Eine Aufteilung der Rahmenvereinbarung nach Losen erfolgt nicht. Denn 
Rahmenvereinbarungen mit unterschiedlichen Dienstleistern würden zu 
unterschiedlichen Konditionen, Leasingbedingungen und Durchführungsmodalitäten 
führen und somit das angestrebte Ziel der Einheitlichkeit des Dienstrad-Angebotes 
unterlaufen. Zudem würde im Zuge der Durchführung unterschiedlicher 
Leasingvereinbarungen und Leasingportale für den Auftraggeber ein nicht mehr 
verhältnismäßiger Koordinationsaufwand entstehen. Insoweit erfordern technische 
Gründe eine Zusammenvergabe.  

 

03. Verfahrensart 

 

Der Auftrag wird im Wege des offenen Verfahrens gemäß §§ 14 Abs. 1, 15 Abs. 1 VgV 
vergeben.  
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04. Anwendbares Verfahrensrecht 

 
a) Der Auftraggeber verfährt nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

(GWB) und der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vergabeverordnung - VgV) in jeweils aktueller Fassung. Im Falle von Abweichungen / 
Widersprüchen der Vergabeunterlagen zu diesem Verfahrensrecht sind 
ausschließlich die gesetzlichen Verfahrensregelungen maßgeblich. Die 
Vergabeunterlagen sind im Zweifel im Sinne der gesetzlichen Regelungen 
auszulegen.  

b) Die nachstehenden Bewerbungsbedingungen enthalten insoweit 
arbeitserleichternde Hinweise und ausgestaltende Vorgaben, erheben aber keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Diese Hinweise und Vorgaben 
vermögen die genaue Kenntnisnahme der geltenden Verfahrensvorschriften nicht zu 
ersetzen.  

c) Im Falle von Abweichungen / Widersprüchen der Auftragsbekanntmachung zu den 
Bewerbungsbedingungen ist ausschließlich die Auftragsbekanntmachung in letzter 
Fassung maßgeblich. 

 
05. Verfahrenssprache 

 

a) Die Verfahrenssprache ist deutsch.  
b) Der Auftraggeber behält sich vor, auch vorgelegte Unterlagen und Nachweise in 

anderer Sprache anzuerkennen, soweit diese für diesen hinreichend verständlich 
sind.  

c) Im Weiteren behält sich der Auftraggeber vor, bei nicht in deutscher Sprache 
verfassten Dokumenten eine beglaubigte Übersetzung ins Deutsche nachzufordern.  

 

06. Elektronische Datenübermittlung 

 

a) Das Vergabeverfahren wird mittels elektronischer Datenübermittlung über den 
Vergabemarktplatz NRW (nachfolgend auch: Vergabeportal) geführt. Für die Abgabe 
von Angeboten und Bieterfragen ist eine Registrierung im Vergabeportal erforderlich. 
Die ordnungsgemäße und rechtzeitige Registrierung im Vergabeportal ist Sache des 
Verfahrensteilnehmers. 

b) Es wird darauf hingewiesen, dass es jederzeit zu Wartungsarbeiten am und 
Störungen des Vergabeportals kommen kann. Das Hochladen von Unterlagen in das 
Vergabeportal beansprucht Zeit, so dass hiermit rechtzeitig vor Fristablauf zu 
beginnen ist.  

c) Jeder Verfahrensteilnehmer muss während des Vergabeverfahrens jederzeit damit 
rechnen, Mitteilungen und Hinweise über das Vergabeportal zu erhalten. Das 
Vergabeportal informiert registrierte Verfahrensteilnehmer über die Hinterlegung 
dieser Mitteilungen zum Abruf im Vergabeportal.  

d) Alle Verfahrensteilnehmer sind verpflichtet, die für sie hinterlegten Nachrichten 
unverzüglich nach Erhalt der Hinterlegungsbenachrichtigung vom Vergabeportal 
abzurufen. Die im Vergabeportal hinterlegten Mitteilungen gelten zum Zeitpunkt der 
Information über ihre Hinterlegung als zugegangen. Ruft ein Verfahrensteilnehmer 
die an ihn gerichteten Mitteilungen trotz Hinterlegungsnachricht nicht rechtzeitig 
vom Vergabeportal ab, muss er dies gegen sich gelten lassen. 

e) Es ist sicherzustellen, dass die im Vergabeportal hinterlegten Kontaktdaten 
registrierter Benutzer stets aktuell und zutreffend sind. Wenn ein 
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Verfahrensteilnehmer mit mehreren Benutzern im Vergabeportal registriert ist, 
erfolgt der Nachrichtenversand grundsätzlich an den Benutzer, der im 
Vergabeverfahren bereits Erklärungen abgegeben hat. Dies gilt solange und soweit 
der Verfahrensteilnehmer nicht ausdrücklich einen anderen Benutzer als Adressaten 
benannt hat.  

 

07.  Fragen und Hinweise  

 

a) Es ist zu jedem Zeitpunkt zulässig, über das Vergabeportal Fragen zu stellen und 
Hinweise zu erteilen. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt.  

b) Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen grundsätzlich wörtlich und unverändert von 
dem Auftraggeber veröffentlicht werden. 

c) Jeder Bieter hat sich vor Abgabe seines Angebotes über alle Umstände zu 
erkundigen, die für die Ausführung der Leistung und die Kalkulation des 
Angebotspreises relevant sein könnten.   

d) Fragen sollen nach Möglichkeit so rechtzeitig gestellt werden, dass der Auftraggeber 
die angefragten Informationen spätestens sechs Tage vor Ablauf der Angebotsfrist 
erteilen kann. Für den Fall, dass Fragen später zugehen, behält sich der Auftraggeber 
eine Fristverlängerung vor, allerdings ohne sich hierzu zu verpflichten.  

e) Der Auftraggeber behält sich vor, zu jedem Verfahrensstadium und insbesondere 
auch unmittelbar vor dem Ablauf der Angebotsfrist Fragen zu beantworten und 
Fristen zu verlängern. Alle Verfahrensteilnehmer haben sich selbstständig und 
regelmäßig hierüber zu informieren.  

 

08. Vergabeunterlagen 

 

a) Die Vergabeunterlagen stehen über das Vergabeportal unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt zur Verfügung. Für den Abruf der 
Vergabeunterlagen ist keine Registrierung erforderlich.  

b) Enthalten die Vergabeunterlagen Unrichtigkeiten, Unklarheiten und / oder 
Unstimmigkeiten, deren Klärung für die Angebotsabgabe bzw. die Vertragserfüllung 
wesentlich ist, so ist darauf unverzüglich – jedenfalls aber vor Ablauf der 
Angebotsfrist – hinzuweisen.  

c) Der Auftraggeber behält sich vor, zu jedem Verfahrensstadium und insbesondere 
auch unmittelbar vor dem Ablauf der Angebotsfrist Änderungen / Berichtigungen der 
Vergabeunterlagen vorzunehmen.  

d) Alle Verfahrensteilnehmer haben sich selbstständig und regelmäßig über 
Änderungen der Vergabeunterlagen zu informieren und ihren Angeboten jeweils die 
aktuelle Fassung der Vergabeunterlagen zugrunde zu legen.  

e) Sämtliche Informationen, die der Auftraggeber im Rahmen des Vergabeverfahrens 
erteilt, wie z.B. im Rahmen der Beantwortung von Fragen, werden Bestandteil der 
Vergabeunterlagen. 

f) Inhaltliche Änderungen durch Bieter an den Vergabeunterlagen sind unzulässig. Dies 
gilt insbesondere auch für bieterseitige Klarstellungen, Berichtigungen und 
Ergänzungen der Vergabeunterlagen. 

 
09. Angebote  

 

a) Die Bieter haben ihre Angebote ausschließlich über das Vergabeportal zu 
übermitteln. Jedem Angebot sind die Vergabeunterlagen zugrunde zu legen. 

b) Sofern das für die Abgabe eines Angebots verwendete Benutzerkonto des 
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Vergabeportals auf einen Dritten registriert ist, ist dem Angebot eine Vollmacht des 
Dritten beizufügen, die erkennen lässt, dass der Verfahrensteilnehmer zur Nutzung 
des für den Dritten registrierten Benutzerkontos berechtigt ist. Nachforderungen 
bleiben insoweit vorbehalten.  

c) Auf dem Postweg, per Telefax, per E-Mail sowie über die Kommunikationsfunktion 
des Vergabemarktplatzes übermittelte Angebote sind unzulässig und werden nicht 
berücksichtigt.  

d) Alle Angebote müssen – soweit die Vergabeunterlagen nicht ausdrücklich etwas 
anderes festlegen – vollständig sein. Angebote dürfen keine widersprüchlichen 
Angaben enthalten. Aufklärungsfragen bleiben insoweit vorbehalten.  

e) Soweit die Bewerbungsbedingungen nicht Abweichungen zulassen, sind 
ausschließlich die auftraggeberseits vorgegebenen Vordrucke zu verwenden, und 
zwar in jeweils aktueller Fassung. Diese Vordrucke müssen an den dafür 
vorgesehenen Stellen ausgefüllt werden. Sie dürfen bei Bedarf vervielfältigt, aber 
nicht verändert werden. Jegliche Form der Veränderung kann zum 
Angebotsausschluss führen.   

f) Fehlt der Angebotsvordruck, gilt das Angebot als nicht abgegeben. Nachforderungen 
sind insoweit ausgeschlossen. Im Weiteren bleiben Nachforderungen vorbehalten. 
Der Auftraggeber sieht allerdings in Ausübung des ihm insoweit zustehenden 
Ermessens bei den Angeboten von Nachforderungen ab, die bereits aus anderen 
Gründen keine Berücksichtigung finden können.  

g) Soweit der Auftraggeber im Rahmen des Angebotsvordrucks abfragt, ob das 
Bieterunternehmen ein kleines oder mittleres Unternehmen ist (KMU), dient dies 
ausschließlich zu statistischen Zwecken (Vergabestatistikverordnung).  

h) Änderungen, Ergänzungen oder Berichtigungen der Angebote durch Bieter sind bis 
zum Ablauf der Angebotsfrist zulässig. Sie müssen zweifelsfrei sein und sind in der 
für Teilnahmeanträge / Angebote vorgesehenen Form abzugeben. Gibt ein Bieter 
mehr als nur ein Angebot ab, geht der Auftraggeber im Zweifel davon aus, dass das 
spätere Angebot das frühere ersetzt. Aufklärungen bleiben vorbehalten.  

i) Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Angebotsprüfung und -wertung nur die 
Bieterangaben an den dafür vorgesehenen Stellen Berücksichtigung finden. Dies gilt 
insbesondere für Bieter-Angaben in Qualitätskonzepten.  

 
10. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, gewerbliche Schutzrechte 

 
a) Jeder Bieter ist verpflichtet, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse in dem von ihm 

eingereichten Teilnahmeantrag / Angebot kenntlich zu machen. Es ist unzulässig, die 
Teilnahme- / Angebotsunterlagen ohne nähere Begründung insgesamt für 
geheimhaltungsbedürftig zu erklären.  

b) Sollten Bieterfragen Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthalten, ist hierauf mit 
der Fragestellung hinzuweisen. Erfolgt ein solcher Hinweis nicht, geht der 
Auftraggeber von der Zustimmung zur Veröffentlichung aus. Aufklärungsfragen 
bleiben insoweit vorbehalten. 

c) Beabsichtigt der Bieter, Angaben aus seinem Angebot für die Anmeldung eines 
gewerblichen Schutzrechtes zu verwerten, hat er in seinem Angebot darauf 
hinzuweisen. 

 
11. Keine Kostenerstattung / Entschädigung 

 
Für die Bearbeitung der Vergabeunterlagen und die Erstellung der Angebote wird keine 
Kostenerstattung / Entschädigung gewährt.  
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12.  Neben- und Alternativangebote 

 

Neben- und Alternativangebote sind nicht zugelassen.  
 

13. Ortsbesichtigung 

 

 Entfällt.  
 

14.  Bietergemeinschaften  

 

a) Bietergemeinschaften sind zulässig. Sie stehen Einzelbietern gleich.  
b) Fachhändler und Versicherungsunternehmen müssen nach dieser Ausschreibung 

nicht Mitglied einer Bietergemeinschaft werden. 
c) Bietergemeinschaften haben jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer Mitglieder als 

bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu 
benennen.  

 
15.  Nachunternehmer  

 

a) Nachunternehmer (auch: Unterauftragnehmer) sind zugelassen.  
b) Eine Nachunternehmerschaft liegt nur vor, wenn der vorgesehene Nachunternehmer 

auf Rechnung des Bieters als späterem Zuschlagsempfänger einen Teil der zu 
vergebenden Leistungen selbstständig ausführen soll.  

c) Fachhändler und Versicherungsunternehmen gelten nicht als Nachunternehmer im 
Sinne dieser Ausschreibung. 

d) Bieter müssen die Teile des Auftrags, die sie im Wege der Unterauftragsvergabe an 
Dritte zu vergeben beabsichtigen, und die Unterauftragnehmer angeben.  

e) Alle Unterauftragnehmer müssen eine Verpflichtungserklärung in Textform gemäß § 
126b BGB abgeben.   

f) Abweichend von den vorstehenden Absätze c) und d) müssen Fachhändler oder 
Versicherungsunternehmen, die Unterauftragnehmer sind, nicht benannt werden.  
 

16.  Eignungskriterien 

 

Der Auftraggeber hat folgende Eignungskriterien festgelegt: 
 

a) Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

 

(1.) Bieter bzw. Mitglieder von Bietergemeinschaften müssen je nach den 
Rechtsvorschriften des Staats, in dem sie niedergelassen sind, entweder 
die Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister dieses Staats oder auf 
andere Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen (bei 
Bietergemeinschaften vorzulegen für jedes Mitglied). Dies umfasst für den 
Leasinggeber – soweit einschlägig – insbesondere auch den Nachweis einer 
Erlaubnis im Sinne von § 32 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 10 KWG (in 
aktuell gültiger Fassung). Die Nachweise können als Scan der 
Originalurkunden vorgelegt werden. Das Abrufdatum vorgelegter 
Handelsregisterauszüge darf nicht älter als 12 Monate ab 
Auftragsbekanntmachung sein. § 50 VgV bleibt unberührt.  

(2.) Für jeden Nachunternehmer ist zum Zeitpunkt seiner Benennung je nach 
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den Rechtsvorschriften des Staats, in dem der Nachunternehmer 
niedergelassen ist, entweder die Eintragung in ein Berufs- oder 
Handelsregister dieses Staats oder auf andere Weise die erlaubte 
Berufsausübung nachzuweisen. Dies umfasst für den Leasinggeber – soweit 
einschlägig – insbesondere auch den Nachweis einer Erlaubnis im Sinne 
von § 32 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 10 KWG (in aktuell gültiger 
Fassung). Die Nachweise können als Scan der Originalurkunden vorgelegt 
werden. Das Abrufdatum vorgelegter Handelsregisterauszüge darf nicht 
älter als 12 Monate ab Auftragsbekanntmachung sein. § 50 VgV bleibt 
unberührt. 

 

b) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

 

Es ist eine Erklärung über den Gesamtumsatz und den Umsatz in dem 
Tätigkeitsbereich des Auftrags (Bereitstellung von Fahrrädern im Wege des 
Leasings gemäß TV-Fahrradleasing zum Zwecke der Überlassung an 
Tarifbeschäftigte zur dienstlichen und privaten Nutzung einschließlich 
Versicherung der Fahrräder und Serviceleistungen) für die letzten drei 
Geschäftsjahre vor dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
Auftragsbekanntmachung abzugeben, sofern entsprechende Angaben verfügbar 
sind §§ 45 Abs. 5 VgV und § 50 VgV bleiben unberührt. 
 
Der entsprechende Nachweis hat durch jeden Bieter und jedes Mitglied einer 
Bietergemeinschaft zu erfolgen. 
 
Eine steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Finanzamtes 
über abgeführte Steuern (nicht älter als sechs Monate) ist erforderlich, ebenso 
eine Unbedenklichkeitsbescheinigung für die Erteilung öffentlicher Aufträge von 
der zuständigen Stadtkasse am Sitz des Unternehmens oder der Zweigstelle, die 
das Angebot abgibt (nicht älter als sechs Monate). 
 

c) Technische und berufliche Leistungsfähigkeit  

 
Eine Liste der in den letzten drei Jahren erbrachten wesentlichen Liefer- oder 
Dienstleistungen ist erforderlich, aus der der Wert, der Liefer- bzw. 
Erbringungszeitpunkt sowie der öffentliche oder private Empfänger hervorgeht. 
Des Weiteren ist eine Erklärung über die durchschnittliche jährliche 
Beschäftigtenzahl des Unternehmens und die Anzahl seiner Führungskräfte in 
den letzten drei Jahren ersichtlich sind. 
 
Eine Marktteilnahme von weniger als drei Jahren ist zulässig, wenn die Eignung in 
vergleichbarer Weise nachgewiesen werden kann. 

 
Der Auftraggeber behält sich vor, die in der Liste aufgeführten Leistungen 
jederzeit bei dem angegebenen Empfänger zu überprüfen. § 50 VgV bleibt 
unberührt. 

 
Der genannte Nachweis hat durch jeden Bieter bzw. jedes Mitglied einer 
Bietergemeinschaft zu erfolgen.  

 
Jede in der Liste aufgeführte Leistung ist im Hinblick auf die angegebenen 
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Referenzleistungen aussagekräftig zu erläutern.  
 
Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des 
Unternehmens und die Zahl seiner Führungs-kräfte in den letzten drei Jahren 
ersichtlich ist 
 

17.  Zuschlagskriterien 

 

a) Der Auftraggeber hat folgende Zuschlagskriterien festgelegt (Angabe mit 
Gewichtung):  

- Preis    40% (max. 40 Wertungspunkte) 
- Qualität    60 % (max. 60 Wertungspunkte) 

Ein Bieter kann maximal 100 Wertungspunkte erreichen. Der Bieter mit den meisten 
Punkten hat das wirtschaftlichste Angebot eingereicht und erhält den Zuschlag. 
Sollten mehrere Bieter gleichviel Punkte erreichen, so entscheidet das Los. 

 
b) Für die erforderlichen Preisangaben ist der Vordruck „Preisblatt“ zu verwenden. 

Die im Preisblatt angegebenen Mengen stellen unverbindliche Schätzmengen dar, 
die eine einheitliche Angebotskalkulation gewährleisten sollen. Alle Preise sind 
einheitlich wie abgefragt in Euro mit zwei Nachkommastellen (kaufmännisch 
gerundet) anzugeben. Maßgeblich für die Bildung des Angebotsvergleichspreises ist 
die Gesamtsumme Netto. Die Angebotspreise des Bieters zu den einzelnen 
Positionen in dieser Spalte werden mit der angegebenen Schätzmenge multipliziert 
und die sich hierdurch ergebenden Produkte addiert. Der Bieter mit dem hiernach in 
Summe niedrigsten Angebotsvergleichspreis (vgl. Preisblatt) erhält die volle 
Punktzahl in Höhe von 30 Wertungspunkten. Alle anderen Bieter erhalten gemessen 
an dem niedrigsten Preis eine geringere Punktzahl (Formel: 30 multipliziert mit dem 
niedrigsten Preis dividiert durch den angebotenen Preis des Bieters). 
 
Zudem wird der für die Kalkulation der Leasingraten zu Grunde gelegte 
kalkulatorische Restwert in Prozent der UVP (brutto) des Leasingobjektes abgefragt. 
Der Bieter mit dem niedrigsten kalkulatorischen Restwert erhält die volle 
Wertungspunktzahl in Höhe von 10 Punkten. Alle anderen Bieter erhalten gemessen 
an dem niedrigsten kalkulatorischen Restwert eine geringere Punktzahl (Formel: 10 
multipliziert mit dem niedrigsten kalkulatorischen Restwert in Prozent dividiert durch 
den jeweiligen kalkulatorischen Restwert in Prozent des Bieters.) 

c) Zur Feststellung der Angebotsqualität hat jeder Bieter auftragsbezogen, konkret und 
schlüssig auf die in dem Vordruck „Fachangebot“ mit ihrer jeweiligen Gewichtung 
angegebenen Unterkriterien einzugehen. Dazu sind die in dem Vordruck 
vorgesehenen Textfelder zu verwenden. Die jeweiligen bieterseitigen Angaben in 
dem Vordruck Fachangebot werden jeweils wie im Fachangebot beschrieben 
bewertet. Dabei werden nur die an den dafür jeweils vorgesehenen Stellen getätigten 
Angaben berücksichtigt.  
Die sich hierdurch ergebenden Punkte werden addiert. Der Bieter mit der hiernach in 
Summe höchsten erreichten Punktzahl erhält für dieses Unterkriterium 60 Punkte. 
Alle anderen Bieter erhalten gemessen an der höchsten Punktzahl eine geringere 
Punktzahl (Formel: 60 dividiert durch die höchste vergebene Punktzahl multipliziert 
mit der bieterseits erreichten Punktzahl). 

d) Die von jedem Bieter erreichten Preis- und Qualitätspunkte werden addiert. Die sich 
hieraus ergebende Summe bildet die Angebotsvergleichspunktzahl.  
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18. Wettbewerbsregister Gewerbezentralregister / Vergabe- bzw. Korruptionsregister 

 

a) Der Auftraggeber wird gemäß § 6 Abs. 1 WRegG vor Zuschlagserteilung eine 
bieterbezogene Auskunft aus dem Wettbewerbsregister einholen.  

b) Der Auftraggeber behält sich vor, zu jedem Zeitpunkt im Vergabeverfahren eine 
bieterbezogene Auskunft bei einem Vergabe- bzw. Korruptionsregister einzuholen.  
 

19. Wettbewerbsbeschränkende Absprachen/Mittelstandskartelle 

 

a) Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat jeder Bieter auf Verlangen 
Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art er wirtschaftlich und rechtlich 
mit Unternehmen verbunden ist. 

b) Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vertragsverfahren an 
einer wettbewerbsbeschränkenden Absprache beteiligen, werden ausgeschlossen. 

c) Unter bestimmten Voraussetzungen sind Vereinbarungen zwischen Unternehmen 
bzw. die Bildung von Mittelstandskartellen von § 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) freigestellt. Die Voraussetzungen können in §§ 
2, 3 GWB nachgelesen werden.  

 

20. Vertragsunterzeichnung 

 

a) Der ausgeschriebene Auftrag ist mit Zuschlagserteilung rechtswirksam erteilt.  
b) Der Auftraggeber behält sich vor, nach Zuschlagserteilung deklaratorisch eine 

Vertragsunterzeichnung durchzuführen. Nachverhandlungen finden nicht statt.  
 

21.  Haftungsausschluss 

 

a) Es wird darauf hingewiesen, dass die Vergabeunterlagen – trotz Anwendung 
größtmöglicher Sorgfalt der Auftraggeber bei ihrer Erstellung – unbeabsichtigt 
Angaben enthalten können, die unzutreffend, unvollständig und oder mit den 
geltenden Verfahrensvorschriften unvereinbar sind.  

b) Hierfür ist die Haftung des Auftraggebers, soweit gesetzlich zulässig, 
ausgeschlossen.  

 
22. Datenschutz 

 

a) Der Auftraggeber weist darauf hin, dass er im Rahmen des vorliegenden 
Vergabeverfahrens nur solche Daten verarbeitet, die für die Erfüllung des 
Vergabezwecks erforderlich sind.  

b) Soweit der Auftraggeber nicht ausdrücklich etwas anderes vorsieht, dürfen 
personenbezogene Daten anonymisiert angegeben werden.   

c) Es wird auf die den Vergabeunterlagen beiliegenden Hinweise zur Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten im Rahmen des Vergabeverfahrens verwiesen.  

 
23. Gender-Hinweis 

 

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in den Vergabeunterlagen zum Teil die 
männliche Sprachform verwendet. Dies impliziert jedoch keine Benachteiligung des 
weiblichen und diversen Geschlechts, sondern ist im Sinne der sprachlichen 
Vereinfachung als geschlechtsneutral zu verstehen.  
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Merkblatt Leasing 

 
Sonstige Bewerbungsbedingungen 

 
• Sofern es aus Sicht des Bieters erforderlich ist, dass ein separater Leasing(-

rahmen)vertrag vom Auftraggeber zu unterschreiben ist, wird der unterschriftsfähige 
Leasing(-rahmen)vertrag der ausgewählten Leasingbank von der Vergabestelle 
angefordert. 
 
Die Vergabestelle wird die Bedingungen des Leasingvertrages prüfen und behält sich 
vor Unterschrift die Nachverhandlung der Vertragsbedingungen vor. 
 
Die in den Vergabeunterlagen aufgeführten Bedingungen gelten grundsätzlich 
vorrangig zu den weiteren Bedingungen des Leasingvertrages des Bieters. 
Insbesondere wird hier auf die Zahlungsbedingungen der Stadt Dortmund 
hingewiesen. 
 
Die Zuschlagserteilung auf das vorliegende Angebot würde dann parallel gegenüber 
dem Bieter per Auftrag zur Lieferung der Sache sowie nach Prüfung und ggf. 
Verhandlung der Leasingbedingungen durch die Unterschrift des Leasing(-
rahmen)vertrages der Leasinggesellschaft bzw. Bank erfolgen. 
 

• Gem. der Auslegungs- und Anweisungshinweise der BaFin zum Geldwäschegesetz 
kann davon ausgegangen werden, dass vereinfachte Sorgfaltspflichten bei der 
Kundenüberprüfung bei Transaktionen von oder zugunsten von inländischem Behören 
anzuwenden sind (vgl. Pkt. 6.2.). 

 
Diese sind unter www.bafin.de in der jeweils aktuellen Version frei zugänglich und 
abrufbar. 
 
Dies bedeutet, dass vereinfachte Anforderungen insbesondere im Rahmen der 
Durchführung der Identifizierung von Personen im Hinblick auf die erforderlichen 
vorzulegenden Unterlagen und Dokumente zur Anwendung kommen (§ 14 Abs. 2 Nr. 
2 GwG, Ziffer 45 der Leitlinien).  
 
Eine Überprüfung der Identität einer Person kann bei Vorliegen eines geringen Risikos 
dementsprechend abweichend von den unter Kapitel 5 „Kundenbezogene 
Sorgfaltspflichten“ der in den Auslegungs- und Anwendungshinweise zum 
Geldwäschegesetz der BaFin aufgeführten Anforderungen im Rahmen der 
allgemeinen Kundensorgfaltspflichten auch auf der Grundlage von sonstigen 
Dokumenten, Daten oder Informationen (die von einer glaubwürdigen und 
unabhängigen Quelle stammen und zur Überprüfung geeignet sind) durchgeführt 
werden. Hierzu kann auch die Vorlage eines Dienstausweises einer staatlichen 
Einrichtung oder Behörde zählen. 
 
Der Bieter hat mit Zustimmung des Leasinggebers sicherzustellen, dass dieser die 
Möglichkeit einer einfachen Abfrage von sonstigen Nachweisen einräumt. 
 

http://www.bafin.de/


Allgemeine Vertragsbedingungen der Stadt Dortmund 
 

Die nachfolgenden Regelungen gelten bei Widersprüchen nur nachrangig gegenüber Teilnahmebedingungen, spezielleren besonderen Ver-

tragsbedingungen (BVB) und Zusätzlichen (technischen) Vertragsbedingungen (ZVB) des jeweiligen konkreten Vertrags über Liefer- und 

Dienstleistungen oder Bauleistungen. 

 

 

A  Bedingungen für die Auftragserteilung (werden mit 

der Auftragserteilung Vertragsbestandteil) 

1. Die Leistungsbeschreibung mit den zugehörigen Anlagen (Mustern) ist verbindlich. 

2. Es gelten für Leistungen die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Leistungen (VOL, Teil B) und für Bauleistungen die Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistung (V0B, Teil B) sowie die Allgemeinen Technischen 
Vertragsbedingungen (VOB, Teil C). 

3. Liegt dem Auftrag kein Angebot zugrunde, hat der*die Auftragnehmer*in die Annahme 
dieses Auftrags der Auftraggeberin schriftlich zu bestätigen. Die Auftraggeberin kann 
fristlos zurücktreten, wenn diese Bestätigung/ Empfangsanzeige nicht innerhalb von 10 
Tagen (gerechnet vom 3. Tag nach der Aufgabe zur Post) eingeht. 

4. Die Gesamtauftragssumme darf ohne schriftliche Genehmigung (Nachtragsauftrag) 
nicht überschritten werden. Leistungen, die nicht beschrieben sind, gelten als nicht be-
stellt und werden nicht vergütet. 

5. Leistungen sind stets auf Rechnung und Gefahr des*der Auftragnehmers*Auftragneh-
merin frei Verwendungsstelle durchzuführen. Die Auslieferung erfolgt grundsätzlich 
durch Mitarbeiter*innen des*der Händlers*Händlerin. Bei der Beauftragung von Paket-
diensten und Speditionen haftet der*die Auftragnehmer*in dafür, dass diese bis zur 
Verwendungsstelle liefern. Erfüllungsort ist die Verwendungsstelle, wenn nichts anderes 
vereinbart ist. 

6. Zahlungen erfolgen innerhalb von 30 Tagen ohne Abzug. Wenn bei Liefer- und Dienst-
leistungen der Rechnungsbetrag von Rechnungen jedweder Art (Abschlagszahlungen 
etc.) innerhalb von 21 Kalendertagen nach Leistungserbringung bzw. Eingang der Ware 
und der Rechnung beglichen wird, werden 2 % vom jeweiligen Rechnungsbetrag ab-
gezogen, sofern nichts Abweichendes vereinbart wurde. Sofern nichts Abweichendes 
vereinbart wurde, erfolgen Erstattungen innerhalb von 30 Tagen. 

7. Falls die Lieferung nicht eingehalten werden kann, ist die Auftraggeberin sofort - wenn 
möglich fernmündlich - zu unterrichten. 

8. Jeder Leistung oder Bauleistung ist ein Nachweis (z. B. Lieferschein, Abnahme oder Wie-
gezettel) beizufügen. 

9. Die Rechnung ist sofort nach Leistung in zweifacher Ausfertigung mit Empfangs- oder 
Ausführungsbestätigung der Leistung oder Bauleistung einzureichen. Teillieferungen 
werden nicht gesondert abgerechnet. Auf der Rechnung sind anzugeben: Geschäfts-
zeichen der Auftraggeberin, Zeit der Ausführung, Wohnung oder Geschäftssitz, Fern-
sprechnummer und Bank- oder Postbankkonto. 

10. Für die Einreichung der Rechnung bei der Stadt Dortmund kann auch der elektronische 
oder digitale Rechnungseingang genutzt werden. Dabei ist das bei der Stadt Dort-
mund festgelegte Verfahren einzuhalten. 

11. Verpackungsstoffe sind vom*von der Auftragnehmer*in kostenlos zurückzunehmen 
und unter Beachtung der umweltrechtlichen Bestimmungen ordnungsgemäß zu ent-
sorgen. Verpackungsmaterial sind sowohl Transportverpackungen (z.B. Paletten, Ver-
sandverpackungen, Transportsicherungen) als auch Umverpackungen (z.B. Schachtel 
um Dose, Blister um Schachtel) sowie Verkaufsverpackungen (z.B. Schachtel, Beutel, 
Flasche, Dose). 

12. Die Abtretung von Forderungen des*der Auftragnehmers*Auftragnehmerin gegen die 
Auftraggeberin an Dritte ist ohne Genehmigung der Auftraggeberin ausgeschlossen. 

13. Jede Änderung oder Ergänzung des Vertrages bedarf der Schriftform. Dies gilt auch für 
die Aufhebung der Schriftformklausel. 

14. Soweit der*die Auftragnehmer*in Kaufmann*Kauffrau i.S. des HGB oder juristische Per-
son des öffentlichen Rechts ist, ist der Gerichtsstand für beide Vertragsparteien Dort-
mund. 

15. Sollten Teile dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, berührt 
dies nicht die Gültigkeit der sonstigen Vertragsbestimmungen. Die Vertragsparteien 
verpflichten sich an die Stelle der unwirksamen Vertragsteile eine Bestimmung zu set-
zen, die dem wirtschaftlichen Zweck des Vertrages am nächsten kommt. Die vorste-
henden Bestimmungen gelten für den Fall, dass sich der Vertrag als lückenhaft erweist. 

16. Der*die Auftragnehmer*in ist verpflichtet, die vertragliche Leistung frei von gewerbli-
chen Schutzrechten und Urheberrechten (nachfolgend Schutzrechte) Dritter zu erbrin-
gen. Für den Fall der Schutzrechtsverletzung Dritter im Zusammenhang mit der Erbrin-
gung der vertraglichen Leistung stellt der*die Auftragnehmer*in die Auftraggeberin 
von allen aus der Schutzrechtsverletzung resultierenden Ansprüchen frei. Dies gilt nicht 
für Schutzrechtsverletzungen, die auf ein unmittelbares Handeln der Auftraggeberin 
beruhen. 

17. Der*die Auftragnehmer*in räumt der Auftraggeberin ein ausschließliches sowie räum-
lich, zeitlich und inhaltlich unbeschränktes Nutzungsrecht hinsichtlich aller bekannten 

und unbekannten Nutzungsarten an den von ihm im Zusammenhang mit dem vor-
liegenden Auftrag für die Auftraggeberin erstellten geschützten Werken (§ 2 UrhG) 
ein. Dies umfasst insbesondere aber nicht abschließend Gutachten, Pläne und Kon-
zepte. 

18. Soweit der*die Auftragnehmer*in zur Erfüllung seiner*ihrer vertraglichen Verpflich-
tungen ihm*ihr von der Stadt übermittelte personenbezogene Daten Dritter spei-
chert oder sonst verarbeitet, verpflichtet sich der*die Auftragnehmer*in zur Einhal-
tung der datenschutzrechtlichen Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes NRW. 

19. Alle Informationen, Geschäftsvorgänge und Unterlagen, die dem*der Auftragneh-
mer*in im Zusammenhang mit der vertraglichen Leistung bekannt werden, unterlie-
gen der Verschwiegenheitspflicht gegenüber Dritten. Diese Pflicht bleibt auch nach 
Beendigung des Vertrages bestehen. Der*die Auftragnehmer*in legt seinen*ihren 
von diesem Vertrag betroffenen Mitarbeitenden eine entsprechende Verpflichtung 
auf, soweit nicht eine solche arbeits- oder dienstrechtlich bereits besteht. 

20. Im Übrigen sind die gesetzlichen Bestimmungen für das Vertragsverhältnis maßge-
bend. Lieferungs- und Geschäftsbedingungen des*der Auftragnehmers*Auftrag-
nehmerin finden für die Ausführung dieses Auftrags keine Anwendung. 

21. Dem*der Auftragnehmer*in steht ein Zurückbehaltungsrecht an seinen*ihren Leis-
tungen nicht zu, es sei denn seine*ihre Ansprüche sind rechtskräftig festgestellt oder 
unstreitig. 

22. Eine Leistungserbringung für die Stadt Dortmund hat bei Tätigkeiten mit Außenwir-
kung unter Rücksichtnahme auf die Leitbilder der Stadt Dortmund zu erfolgen. Dort-
mund ist eine Stadt der Vielfalt, Toleranz und Weltoffenheit. Im Einsatz für die Stadt 
Dortmund dürfen daher unabhängig von der eigenen Gesinnung keine Botschaften 
ausgelebt und zur Schau gestellt werden, die als beleidigend, anstößig, provozie-
rend, extremistisch oder diskriminierend empfunden werden können. Gemeint sind 
insbesondere auch das Auftreten bzw. Erscheinungsbild des*der Auftragneh-
mers*Auftragnehmerin, sowie seiner*ihrer Nachunternehmer*innen, aber auch indi-
rekte Meinungsäußerungen bzw. Darstellungen wie z.B.  durch Werbung bzw. Plaka-
tierungen auf Fahrzeugen, der Kleidung, Arbeitsgeräten etc.. 

 

B  Bestechungsklausel für Auftrags- und Lieferungsverträge 
 
1. Die Auftraggeberin ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, wenn der*die Auf-

tragnehmer*in städt. Dienstkräften, die mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder 
der Durchführung des Vertrags befasst sind, Geschenke oder andere Vorteile (auch 
Darlehn) anbietet, verspricht oder gewährt. Solche Handlungen des*der Auftrag-
nehmers*Auftragnehmerin selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die für 
den*die Auftragnehmer*in mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durch-
führung von Verträgen mit der Auftraggeberin befasst sind. Dabei ist es gleichgül-
tig, ob die Geschenke oder Vorteile an Dienstkräfte der Auftraggeberin unmittelbar 
oder in ihrem Interesse Angehörigen oder anderen ihnen nahestehenden Personen 
oder im Interesse des einen oder anderen einem anderen angeboten, versprochen 
oder gewährt werden. 

2. Vor Ausübung des Rücktritts ist dem*der Auftragnehmer*in Gelegenheit zu geben, 
zu dem Tatverdacht Stellung zu nehmen. 

3. Tritt die Auftraggeberin nach Abs. 1 vom Vertrag zurück, so ist sie berechtigt aber 
nicht verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurückzugeben. Behält sie diese, so 
hat sie ihren Wert zu vergüten; werden sie zurückgegeben, so muss auch der*die 
Auftragnehmer*in die empfangenen Leistungen zurückgeben. Die Auftraggeberin 
kann vom*von der Auftragnehmer*in den Ersatz des Schadens verlangen, der ihr 
durch den Rücktritt vom Vertrag entsteht. Dagegen stehen dem*der Auftragneh-
mer*in gegen die Auftraggeberin auf Grund des Rücktritts keine Ansprüche wegen 
Nichterfüllung des Vertrags zu. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften über 
den Rücktritt. 

4. Andere gesetzliche oder vertragliche Ansprüche der Vertragsparteien bleiben un-
berührt. 



  

 

Rahmenvereinbarung  

über die Bereitstellung von Fahrrädern gemäß TV Fahrradleasing 

 

 

 

Zwischen 

 

 Stadt Dortmund 

 

- nachfolgend „Auftraggeber“ oder „Leasingnehmer“ genannt -  

 

und 

  

[Zuschlagsempfänger, wird nachgetragen] 

 

- nachfolgend „Auftragnehmer“ oder „Leasinggeber“ genannt -  

 

 

 

wird folgende Rahmenvereinbarung über die Bereitstellung von Fahrrädern gemäß TV Fahrradleasing 

geschlossen: 

 

 

  



  

Präambel 

Die Mobilitätswende gehört zu den wichtigsten Komponenten des Klimaschutzes. Die Förderung des 

Radverkehrs ist ein wesentlicher Bestandteil. Das Fahrradleasing für Mitarbeitende bildet hierfür einen 

elementaren Baustein: Arbeitgeber kommen ihrer Vorbildfunktion bei der Mobilitätswende nach und 

festigen ihre Attraktivität als zertifizierter fahrradfreundlicher Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt. Dar-

über hinaus kann tariflich Beschäftigten ein Zeichen der Wertschätzung entgegengebracht und ein Bei-

trag zur Förderung der Gesundheit geleistet werden.  

 

Die seit 01.03.2021 geltenden tarifvertraglichen Möglichkeiten auf Basis des Tarifvertrags zur Entgelt-

umwandlung zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-

Fahrradleasing) sollen genutzt werden, um interessierten Beschäftigten ein Fahrradleasing zu ermögli-

chen. 

 

Vor diesem Hintergrund bildet die vorliegende Rahmenvereinbarung die rechtliche Grundlage für die 

Bereitstellung dieser Fahrräder durch den Auftragnehmer im Wege des Leasings einschließlich aller 

Versicherungs-, Schulungs- und Serviceleistungen.  

 

 

§ 1 

Gegenstand der Rahmenvereinbarung 

 

Gegenstand dieser Rahmenvereinbarung ist die Bereitstellung von Fahrrädern im Wege des Leasings 

(Teilamortisierungsleasing) gemäß TV Fahrradleasing zum Zwecke der Überlassung an Tarifbeschäf-

tigte und weitere berechtigte Mitarbeitende der Leasingnehmer zur privaten und dienstlichen Nutzung 

(nachfolgend: Leasinggegenstände) einschließlich Versicherungs-, Schulungs- und Serviceleistungen 

(insbesondere Abwicklung der Bestell-, Rückgabe- und Schadenabwicklungsprozesse, Wartung und 

Reparatur, Störfallmanagement und Bereitstellung eines Online-Portals) auf der Grundlage von Einzel-

Leasingverträgen nach näherer Maßgabe der Leistungsbeschreibung sowie der übrigen Vertragsdoku-

mente. 

 

 



  

§ 2 

Einzel-Leasingverträge 

 

Die Rahmenvereinbarung begründet keinen Anspruch des Auftragnehmers auf Abruf einer bestimmten 

Jahresmenge. Eine Mindestabnahmemenge ist nicht vereinbart. Höchstabnahmegrenze sind 2000 

Fahrräder. Die auf dieser Rahmenvereinbarung beruhenden einzelnen Leasingverträge haben jeweils 

eine feste Laufzeit von 36 Monaten.  

 

 

§ 3 

Leasinggegenstände, Herstellergarantie 

 

Bei den Leasinggegenständen handelt es sich um ausschließlich neue, den Originalherstellerangaben 

entsprechende Fahrräder. Im Fall von neuwertigen Fahrrädern ist eine Gewährleistung wie für Neuware 

sicherzustellen. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass diese den Bedingungen des TV Fahrradleasing 

entsprechen. Bei etwaigen zukünftigen Änderungen der Bedingungen des TV Fahrradleasing prüfen Auf-

tragnehmer und Auftraggeber in Abstimmung miteinander, ob eine Anpassung der Rahmenvereinba-

rung notwendig ist und stimmen ggf. deren Umsetzung ab. Der Auftraggeber darf nicht gegen die Best-

immungen des TV Fahrradleasing verstoßen 

 

 

§ 4 

Nutzungsrechteeinräumung 

 

Der Auftragnehmer garantiert, hinreichende Nutzungsrechte an den Leasinggegenständen zu haben, 

um dem Auftraggeber – und im Folgenden jeweils auch den Beschäftigten – das einfache, zeitlich und 

räumlich auf die Dauer des jeweiligen Einzelleasingvertrages beschränkte Nutzungsrecht einräumen zu 

können. 

 



  

 

§ 5 

Verantwortlicher Ansprechpartner 

 

Der Auftragnehmer benennt einen für die Durchführung der Rahmenvereinbarung wirtschaftlich, orga-

nisatorisch und fachlich verantwortlichen Ansprechpartner sowie einen Stellvertreter, der die zur 

Durchführung dieser Rahmenvereinbarung erforderlichen Auskünfte erteilen und Entscheidungen ent-

weder treffen oder kurzfristig herbeiführen kann.  

 

 

§ 6 

Datenschutz und Informationssicherheit 

 

Der Auftragnehmer wird bei der Erbringung der nach dieser Rahmenvereinbarung und der auf ihr beru-

henden Einzelaufträge zu erbringenden Leistungen alle einschlägigen Gesetze und Vorschriften zum 

Schutz personenbezogener Daten beachten. Er hat geeignete und dem Stand der Technik entspre-

chende organisatorische und technische Maßnahmen zu treffen, um die Verfügbarkeit, die Integrität, 

die Authentizität und die Vertraulichkeit ihrer im Rahmen der Leistungserbringung eingesetzten Infor-

mationssysteme, Komponenten und Prozesse und aller von dem Auftraggeber und dessen Beschäftig-

ten überlassenen oder sonst zugänglich gemachten Daten sicherzustellen. Dies umfasst auch Dritte, 

denen das Fahrrad vertragsgemäß zur Nutzung überlassen ist. Diese Anforderungen gelten für die ge-

samte Kommunikation und Zusammenarbeit.  

 

 

§ 7 

Laufzeit / Kündigung 

 

Die Rahmenvereinbarung beginnt mit Zuschlagserteilung und hat eine Laufzeit von zwei Jahren. Sie 

verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, soweit sie nicht vom Auftraggeber mit einer Frist von je-

weils sechs Monaten zum nächstvorgesehenen Laufzeitende gekündigt wird, höchstens aber auf vier 

Jahre. Im Weiteren ist die ordentliche Kündigung der Rahmenvereinbarung ausgeschlossen. Das 

Recht der Parteien zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Kündi-

gungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der gesetzlichen Schriftform. Das Erreichen der verbindlich vor-

gegebenen Höchstmenge an Fahrrädern gilt als ordentliche Kündigung der Rahmenvereinbarung, 



  

ohne dass es einer Kündigungserklärung bedarf. Die Einzelaufträge bleiben hiervon unberührt. Sie 

sind auch nach Auslaufen der Rahmenvereinbarung ordnungsgemäß und unverändert durchzuführen. 
 

 

§ 8 

Bestandteile der Rahmenvereinbarung 

 

Bestandteile dieser Rahmenvereinbarung sind in der folgenden Reihen- und Rangfolge:  

 

a) der Text dieser Rahmenvereinbarung 

b) Anlage 01: Antworten auf Bieterfragen und Klarstellungen im Vergabeverfahren 

c) Anlage 02: Leistungsbeschreibung des Auftraggebers aus dem Vergabeverfahren 

d) Anlage 03: Preisblatt des Auftragnehmers aus dem Vergabeverfahren (Vordruck 07) 

e) Anlage 04: Fachangebot des Auftragnehmers aus dem Vergabeverfahren (Vordruck 08) 

f) Anlage 05: Verantwortlicher Ansprechpartner (Vordruck 06) 

g) Anlage 06: Soweit relevant: Bewerber-/Bietergemeinschaftserklärung 

h) Anlage 07: Soweit relevant: Erklärung Unteraufträge/Eignungsleihe 

i) Anlage 08: Soweit relevant: Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer/Eignungsleiher 

j) Besondere Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einhaltung des Tarif-

treue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB – Tariftreue- und Vergabegesetz Nord-

rhein-Westfalen)*/**  

k) - Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 05.08.2003 (BAnz. Nr. 178a) 

l) Anlage 09: Die vom Auftragnehmer mit dem Angebot gestellten Verträge/Muster etc. 

m) Anlage 10: Ggf. weitere Angebotsunterlagen des Auftragnehmers 

 

*     in jeweils aktuellster Fassung 

**  abrufbar unter https://www.vergabe.nrw.de/wirtschaft/formulare 

 

 



  

§ 9 

Schlussbestimmungen 

 

Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Rahmenvereinbarung 

und der der auf ihr beruhenden Einzelaufträge bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches 

gilt für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses.  

 

Diese Rahmenvereinbarung und die auf ihr beruhenden Einzelaufträge unterliegen dem Recht der Bun-

desrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.  

 
Ausschließlicher Gerichtsstand ist, soweit gesetzlich zulässig, der o.g. Sitz des Auftraggebers. 

 

Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieser Rahmenvereinbarung ganz oder teilweise unwirk-

sam und / oder unanwendbar sein oder im Laufe der Auftragsabwicklung werden oder sollte sich in die-

ser Rahmenvereinbarung eine Lücke herausstellen, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 

hiervon nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und / oder unanwendbaren Bestimmung oder zur Aus-

füllung der Lücke soll eine angemessene Regelung treten, die, soweit möglich, dem am nächsten 

kommt, was die Vertragspartner wirtschaftlich gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses 

Vertrages wollen würden, wenn sie diesen Punkt bedacht hätten. 
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Art und Umfang der Leistung 

Es wird eine Rahmenvereinbarung über die Bereitstellung von Fahrrädern im Wege des 
Leasings (Teilamortisierungsleasing) zum Zwecke der Überlassung an die 
Mitarbeitenden des Auftraggebers zur privaten und dienstlichen Nutzung einschließlich 
Versicherungs- und Serviceleistungen (insbesondere Abwicklung der Bestell-, 
Rückgabe- und Schadenabwicklungsprozesse, Wartung und Reparatur, 
Störfallmanagement und Bereitstellung eines Online-Portals) abgeschlossen. 
 
Die geschätzte Abnahmemenge über die maximale Laufzeit des Vertrages von vier 
Jahren beträgt 2000 Fahrräder. Dies bezieht die Möglichkeit mit ein, dass Personen, die 
zu Beginn der vierjährigen Vertragslaufzeit ein Fahrrad mit 36-monatiger Laufzeit des 
Einzelleasingvertrages leasen, im Anschluss noch ein weiteres Fahrrad leasen könnten.  
 
Diese Schätzmenge ist für die Kalkulation des Angebotes zu verwenden. Eine 
Mindestabnahmemenge wird nicht vereinbart. Die Rahmenvereinbarung begründet 
keinen Anspruch des Auftragnehmers auf Abruf einer bestimmten Jahres- oder 
Gesamtmenge.  
 
Der Auftraggeber schließt für jedes von einer/einem Beschäftigten bestellte Fahrrad 
einen individuellen Einzelleasingvertrag. Leasingnehmer sollen hierbei nicht die 
bezugsberechtigten Mitarbeitenden des Auftraggebers werden, sondern der 
kommunale Arbeitgeber, der das Fahrrad den Mitarbeitenden zur Verfügung stellt. 
Während der Leasingdauer verbleibt das Eigentum des Leasingobjekts beim 
Auftragnehmer bzw. der von ihm gestellten Leasinggesellschaft. Dem Auftragnehmer 
obliegen auch die Verwaltung und Verwertung der Fahrräder. 
 
Auftragnehmer und Leasingnehmer 

Direkte Vertragspartner der hier geschlossenen Rahmenvereinbarung sind die  
Stadt Dortmund, Fachbereich 11, Südwall 2-4, 44137 Dortmund (als Auftraggeber) 
sowie der Auftragnehmer (bezuschlagter Bieter) 
gemäß Ausschreibungsunterlagen.  
 
Vertragsdauer 

Diese Rahmenvereinbarung und der Rahmenleasingvertrag werden mit Auftragsvergabe 
wirksam. Der Leistungsbeginn ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt, spätestens jedoch 
sechs Wochen nach Zuschlagserteilung und endet nach 24 Monaten. Die 
Rahmenvereinbarung verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, soweit sie nicht vom 
Auftraggeber mit einer Frist von jeweils sechs Monaten zum nächstvorgesehenen 
Laufzeitende gekündigt wird. Sie endet spätestens nach insgesamt 48 Monaten, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
Diese Rahmenvereinbarung endet vor Ablauf von 48 Monaten, falls die 
Höchstabnahmegrenze vorher erreicht wird, mit Erreichen der Höchstabnahmegrenze. 
 
Der Einzelleasingvertrag und Überlassungsvertrag/Entgeltumwandlungsvereinbarung 
enden mit Ablauf der vertraglich bestimmten Leasingzeit von 36 Monaten. Andere 
Leasingdauern sind nicht vorgesehen. 
Jeder*m Beschäftigten kann zu jedem Zeitpunkt nur ein Fahrrad gemäß TV-
Fahrradleasing überlassen werden. 
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Höchstmenge 

Die Höchstmenge des Rahmenvertrages beläuft sich auf 2.000 Leasingobjekte. Mit dem 
Erreichen dieser Höchstmenge ist der Rahmenvertrag ausgeschöpft und endet vorzeitig, 
unabhängig von der verbleibenden Restlaufzeit. Die Anwendbarkeit von § 132 GWB 
bleibt unberührt. 
 
Abrufe aus der Rahmenvereinbarung (Einzelauftragsvergabe) 

Der Bestellprozess bzw. die Auftragsabwicklung für das Fahrradleasing sollen papierfrei 
erfolgen (vgl. Angaben zum Onlineportal). Eine schematische Darstellung des 
Prozessablaufs bei Kauf/ Reklamation/ Schaden/ Rückgabe/Stöfall ist dem Angebot 
beizufügen.  
 
Option zur Erweiterung auf weitere Beschäftigtengruppen 

Das Angebot kann von allen Beschäftigten des Leasingnehmers in Anspruch genommen 
werden, welche die Voraussetzung des TV Fahrradleasing erfüllen. Zudem bestehen 
Öffnungsklauseln für den NV-Bühne und den TV-K (künstlerisches Personal, im Falle der 
Auftraggeberin vom Theater Dortmund) für ein Fahrradleasing, so dass die unter diese 
Tarifverträge fallenden Mitarbeitenden des Auftraggebers ebenfalls das Angebot in 
Anspruch nehmen können. Ebenso bestehen in NRW die gesetzlichen Regelungen für 
eine Inanspruchnahme des Fahrradleasings durch die Beamt*innen. Auch diese werden 
beteiligt.  
 
Rechnungsstellung und Preise 

Der Bieter hat mit Angebotsabgabe den Leasingfaktor und den Referenzzinssatz sowie 
deren Quelle anzugeben und nachzuweisen. Ebenso ist anzugeben, auf der Basis 
welchen kalkulatorischen Restwertes die Kalkulation der Leasingraten erfolgt ist. 
Ab Auftragserteilung erfolgt eine Festschreibung des Leasingfaktors für drei Monate. 
Danach kann eine regelmäßige vierteljährliche Anpassung (Reduzierung oder Erhöhung) 
in Abhängigkeit der Entwicklung eines vorher festgelegten Referenzzinssatzes von 
beiden Vertragsparteien eingefordert werden. Üblicherweise wird als Ausgangspunkt 
der Kalkulation des Leasingfaktors der von der Bundesbank veröffentlichte Zinssatz für 
Bankschuldverschreibungen mit einer Laufzeit von über 2 bis 3 Jahren vereinbart. 
Kapitalmarktkennzahlen (bundesbank.de) 
(https://www.bundesbank.de/resource/blob/808370/e08c58639ed7ab25086110a009b
12d99/mL/km1d202b-data.pdf) 
Eine Anpassung des Leasingfaktors kann auf der Basis einer zu definierenden Formel 
nur dann geltend gemacht werden, wenn der vereinbarte Referenzzinssatz einen zu 
bestimmenden Wert nach dem ersten Vertragsquartal und während der weiteren 
Vertragslaufzeit unter- bzw. überschreitet.  
Der Referenzzins und die zu definierende Formel werden vom Auftraggeber und 
Auftragnehmer nach Zuschlagserteilung gemeinschaftlich festgelegt. Zum Zeitpunkt 
einer Anpassung bereits aktivierte Einzelleasingverträge sind von dieser Regelung 
ausgenommen. Der Leasingfaktor eines Einzelleasingvertrages ist für die gesamte 
Vertragslaufzeit von 36 Monaten festgeschrieben. 
Die Preisanpassungen sind durch den Auftragnehmer durchzuführen und gegenüber 
dem Auftraggeber nachzuweisen.  
 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/808370/70af44579b7b06d0f598fcaf9041f2f6/mL/km1d202b-data.pdf
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Die Preise für Service und Wartung gelten für die gesamte Laufzeit des Rahmenvertrags. 
Ändert sich der Leistungsumfang während der Vertragslaufzeit, so ist dieser mit dem 
Auftraggeber abzustimmen und ggf. daraus ableitbare Preisanpassungen durch den 
Auftraggeber freizugeben. 
Soweit nichts anderes bestimmt ist, verstehen sich die im Leistungsverzeichnis 
aufgeführten Preise als Netto-Preise zzgl. der gesetzlich geltenden Umsatzsteuer. 
 
Die Leasingraten sind monatlich zur Zahlung fällig. Der Auftraggeber wird die Zahlungen 
in Form einer Sammelüberweisung vornehmen. Die Rechnungen müssen hinsichtlich 
des erbrachten Leistungsumfangs eindeutig und nachvollziehbar sein. Des Weiteren 
sind gegebenenfalls gewährte Rabatte, Skonti sowie die gesetzliche Umsatzsteuer 
gesondert aufzuführen. Anderenfalls ist der Leasingnehmer/ Auftraggeber berechtigt, 
die Rechnung zurückzuweisen. 
 
Eventuell erfolgte Zahlungen bedeuten keine Anerkennung der Lieferung / Leistung als 
vertragsgemäß. 
Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber bei der Abrechnung gegenüber seinen 
Beschäftigten, auch mit der Angabe einer zu berücksichtigenden abweichenden 
Umsatzsteuer. Dabei stellt er sicher, dass die monatlich anfallenden 
Abrechnungsdaten nachvollziehbar und ausfallsicher übermittelt werden. Der genaue 
Ablauf wird nach der Zuschlagserteilung abgestimmt. 
 
Verfahren digitaler Rechnungseingang bei der Stadt Dortmund  

 

Vorgaben für Auftragnehmer für die Nutzung der digitalen Rechnungsstellung. 
 
Gem.  § 14 Abs. 1 UStG liegt eine elektronische Rechnung am 01. Januar 2025 nur noch 
dann vor, wenn die Rechnung in einem strukturierten elektronischen Format 
ausgestellt, übermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung 
ermöglicht. 
Diese Rechnungen müssen der europäischen Norm für die elektronische 
Rechnungsstellung gem. der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16.04.2014 entsprechen. 
 
Dieser Vorgabe entsprechen ab dem 01.01.2025 die Formate ZUGFeRD und 
XRechnung. 
 
Für die Annahme elektronischer Rechnungen bei der Stadt Dortmund gelten folgende 
Vorgaben: 
 
1. Elektronische Rechnungen werden in den Formaten ZUGFeRD und XRechnung 

angenommen.  Andere Rechnungsformate können nicht verarbeitet werden! 
2. Senden Sie Rechnungen in den Formaten ZUGFeRD oder XRechnungen an die 

Mailadresse 'xRechnung-Verwaltung@stadtdo.de' für die Stadtverwaltung 
Dortmund bzw. 'xRechnung@stadtdo.de' für die Eigenbetriebe der Stadt 
Dortmund. 

3. Im Betreff der eMail ist die Rechnungsnummer anzugeben. Das erleichtert die 
Zuordnung, insbesondere bei einer Rückweisung der Rechnung. 
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4. Für jede Rechnung muss eine eigene eMail erstellt werden.  
5. Anlagen zur Rechnung, die als separates Dokument beigefügt werden, können 

nicht verarbeitet werden. Bitte senden Sie nur eine Rechnungsdatei je Mail ohne 
weitere Dokumente. 

 
Die Verarbeitung von digitalen Rechnungen im PDF-Format ist innerhalb der 
gesetzlichen Übergangsregelungen weiterhin möglich. 
 
Dabei gelten folgende Vorgaben: 
 
1. Rechnungen im PDF-Format sind an die zentrale Mailadresse 

'eRechnung@stadtdo.de' zu senden. 
2. Im Betreff der eMail ist die Rechnungsnummer anzugeben. Das erleichtert die 

Zuordnung, insbesondere bei einer Rückweisung der Rechnung. 
3. Für jede Rechnung muss eine eigene eMail erstellt werden. 
4. Für die Rechnungsdatei ist ein PDF-Format zu verwenden. 
5. Anlagen zur Rechnung seitens des Rechnungsstellers müssen Bestandteile der 
PDF- Datei sein. 
 
Zentrale Rechnungsadresse  Stadt Dortmund 
(bei Übersendung per Post)   Personal- und Organisationsamt 
      Südwall 2-4 
      44137 Dortmund  
 
Vertragsbestandteile 

Folgende Regelungen werden mit folgender Reihen- und Rangfolge Vertragsbestandteil: 
- der Text der zu schließenden Rahmenvereinbarung 
- Antworten auf Bieterfragen und Klarstellungen im Vergabeverfahren 
- Leistungsbeschreibung des Auftraggebers aus dem Vergabeverfahren 
- Preisblatt des Auftragnehmers aus dem Vergabeverfahren 
- Fachangebot des Auftragnehmers aus dem Vergabeverfahren 
- Verantwortlicher Ansprechpartner 
- Soweit relevant: Bewerber-/Bietergemeinschaftserklärung 
- Soweit relevant: Erklärung der Unteraufträge/Eignungsleihe 
- Soweit relevant: Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer/Eignungsleiher 
- Besondere Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einhaltung des 
Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB – Tariftreue- und 
Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen) * 
- Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 05.08.2003 (BAnz. Nr. 178a) 
- Die vom Auftragnehmer mit dem Angebot gestellten Verträge/Muster etc. 
- Ggf. weitere Angebotsunterlagen des Auftragnehmers 
 
*In jeweils aktuellster Fassung, abrufbar unter 
https://www.vergabe.nrw.de/wirtschaft/formulare 
 
Salvatorische Klausel 
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Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein 
oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die 
Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung werden die Parteien diejenige wirksame und 
durchführbare Regelung vereinbaren, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung 
am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw. 
undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben.  
 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich der 
Vertrag als lückenhaft erweist. 
 



 Besondere Vertragsbedingungen Tariftreue und Mindestarbeitsbedingungen  
 

1 

A 5 - Besondere Vertragsbedingungen zur Einhaltung des Tariftreue- und 

Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB Tariftreue- und Vergabegesetz 

Nordrhein-Westfalen)  
 

Der Auftragnehmer ist zur Einhaltung der Vorgaben des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-
Westfalen verpflichtet. Die weiteren Vertragsbedingungen bleiben hiervon unberührt. Hierzu vereinbaren 
die Parteien Folgendes: 

 

1. Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen 

1.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 

 

a) für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich 
- eines nach dem Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 

1969 (BGBl. I S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrages, 
 

- eines nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich 

erklärten Tarifvertrages oder 
 

- einer nach den §§ 7, 7a oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach § 3a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1995 (BGBl. I S. 158) in der jeweils geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung 

unterfällt, 

seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens 
diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die in dem 
Tarifvertrag oder der Rechtsverordnung verbindlich vorgegeben werden. 

 

b) für Leistungen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene (§ 1 Abs. 
Absatz 3 TVgG) seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags 
wenigstens das in Nordrhein-Westfalen für diese Leistung in einem einschlägigen und 
repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt 
nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit 

Änderungen nachvollziehen. 
 
c) bei der Ausführung der Leistung seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) wenigstens ein 

Entgelt in Höhe des allgemeinen Mindestlohns, nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) in der jeweils geltenden 

Fassung zu zahlen. Diese Pflicht gilt auch, sofern das gemäß lit. a) und b) zu zahlende Entgelt das 
Mindeststundenentgelt nach dem Mindestlohngesetz unterschreitet.  
 

1.2. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass die bei der Ausführung des Auftrags beteiligten 
Nachunternehmen die in Ziffer 1.1. genannten Pflichten ebenfalls einhalten. 

 
1.3. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nur, sofern die ausgeschriebene Leistung im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 

Deutschland erbracht wird. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nicht für Auftragnehmer, die unter § 224 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 sowie § 226 des Neunten Sozialgesetzbuches fallen. 
 

 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=MiLoG
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2. Kontroll- und Prüfrecht 

Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen während der 
Auftragsausführung zu überprüfen. Hierzu ist der Auftragnehmer verpflichtet, 

a) dem Auftraggeber auf dessen Verlangen die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 

aus denen sich die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen zweifelsfrei ergibt. 
Sofern diese Unterlagen personenbezogene Daten enthalten, erfolgt die Vorlage in anonymisierter 
Form sowie unter Beachtung des Datenschutzrechts.   

b) seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. 

 

3. Kündigung aus wichtigem Grund; Vertragsstrafe  

3.1. Der Auftraggeber kann den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist unter 
anderem kündigen, 

a) wenn der Auftragnehmer eine Pflicht aus Ziffer 1. verletzt, 
b) wenn der Auftragnehmer nicht sicherstellt, dass die Nachunternehmen eine Pflicht aus Ziffer 1. 

einhalten oder 
c) wenn der Auftragnehmer seinen Pflichten aus Ziffer 2. nicht nachkommt. 

 
3.2. In den in Ziffer 3.1. genannten Fällen, verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Zahlung einer 

Vertragsstrafe, deren Höhe eins von Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu fünf von Hundert 

des Auftragswertes beträgt. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten hat. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens durch den Auftraggeber ist nicht 
ausgeschlossen, jedoch wird die verwirkte Vertragsstrafe auf den weiteren Schadensersatz des 
Auftraggebers angerechnet. 
 

3.3. Im Übrigen berühren Ziffer 3.1. und 3.2. nicht die weiteren Rechte der Vertragsparteien.  

 



Stadt Dortmund 

Ausschreibung Fahrradleasing 

Anlage Fahrradhändler 

 

Im Rahmen der Ausschreibung des Fahrradleasings für die Beschäftigten der Stadt Dortmund 

ist festzulegen, in welchem Umfang und an welchen Orten Fahrradhändler vorhanden sein 

müssen, mit denen der Auftragnehmer kooperiert. Ziel dabei ist es, den Beschäftigten ihr 

Wunschfahrrad zu ermöglichen mit leichter Erreichbarkeit der zur Verfügung stehenden 

Fahrradhändler. 

 

Es müssen Fahrradhändler in den folgenden Städten/Kreisen vorhanden sein, mit denen der 

Auftragnehmer kooperiert und über die die Beschäftigten ein Fahrrad erhalten können: 

 

In Dortmund, 

in Castrop-Rauxel, 

in Waltrop, 

im Kreis Unna, mindestens in Lünen, Schwerte, der Stadt Unna, 

in Hamm, 

in Hagen, 

in Witten, 

in Bochum. 

 

Bitte geben Sie zur Information die Anzahl der Händler an den genannten Orten an und des 

Weiteren die Anzahl der Händler in Bergkamen, Hamm, Kamen, Holzwickede, Herdecke und 

Herne. 

 



Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung  
zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern 

im kommunalen öffentlichen Dienst 
(TV-Fahrradleasing) 

vom 25. Oktober 2020 

Zwischen 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 
vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 

und 

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] *) 

andererseits 

wird Folgendes vereinbart: 

  

                                            
*) Vertragschließende Gewerkschaften sind die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die zu-
gleich für die Gewerkschaft der Polizei (GdP), die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU) und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) handelt, und zum anderen der dbb 
beamtenbund und tarifunion (dbb). Mit beiden Gewerkschaften wurden getrennte, aber inhaltsgleiche 
Tarifverträge abgeschlossen. 

kerstin.pieck
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§ 1 
Geltungsbereich  

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die in einem ungekündigten Arbeitsver-
hältnis zu einem Arbeitgeber stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) ist, und unter den Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) oder des Ta-
rifvertrages Versorgungsbetriebe (TV-V) fallen. 

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für 

- Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Dual Studierende sowie Prakti-
kantinnen und Praktikanten,  

- Geringfügig Beschäftigte, 

- Beschäftigte in der Freistellungsphase des Altersteilzeitblockmodells. 

§ 2 
Grundsätze der Entgeltumwandlung zum Zwecke des Fahrradleasings 

(1) 1Beschäftigte und Arbeitgeber können einzelvertraglich vereinbaren, künftige 
monatliche Entgeltbestandteile der Beschäftigten zum Zwecke des Leasings von 
Fahrrädern gemäß § 63a Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie leasing-
fähigen Zubehörs umzuwandeln. 2Bietet der Arbeitgeber die Möglichkeit zum Ab-
schluss einer Vereinbarung gemäß Satz 1 an, so hat er dieses Angebot zur Ent-
geltumwandlung allen Beschäftigen zu unterbreiten, die unter den Geltungsbe-
reich dieses Tarifvertrags fallen. 3Werden Entgeltansprüche der/des Beschäftig-
ten auf Basis einer Vereinbarung gemäß Satz 1 umgewandelt, müssen für die 
Dauer des Leasingvertrages des Arbeitgebers Entgeltbestandteile in Höhe der 
jeweiligen Leasingrate verwendet werden.  

(2) 1Für die Zeit der Entgeltumwandlung gemäß Absatz 1 überlässt der Arbeitgeber 
als Leasingnehmer der/dem Beschäftigten das Fahrrad zur dienstlichen und pri-
vaten Nutzung. 2Aus der Überlassungsvereinbarung müssen sich die Regelun-
gen zum Überlassungsgegenstand und dessen Nutzung, sowie die Rechte und 
Pflichten der/des Beschäftigten ergeben. 
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§ 3 
Nutzungsdauer 

Die Beschäftigten sind an die Vereinbarungen gemäß § 2 mindestens für die Laufzeit 
des Leasingvertrages, längstens jedoch für die Dauer von 36 Monaten (Überlassungs-
zeitraum) gebunden, sofern kein wichtiger Grund für die vorzeitige Kündigung besteht. 

§ 4 
Ausgestaltung 

(1) Zusammen mit dem Fahrrad können etwaige Zusatzleistungen (z.B. Versiche-
rungen) des Leasinggebers und fest mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör ge-
least und überlassen werden.  

(2) 1Aus dem Angebot des Leasinggebers kann die/der Beschäftigte ein Fahrrad 
auswählen, das einschließlich des leasingfähigen Zubehörs den Wert in Höhe 
von 7.000,00 Euro nicht überschreitet. 2Maßgeblich für den Preis des Fahrrads 
ist die unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers, Importeurs oder Groß-
händlers einschließlich der Umsatzsteuer. 

(3) 1Die Umwandlungsraten umfassen die Raten für die Leistungen nach Absatz 1. 
2Die Entgeltumwandlung beginnt mit der Entgeltzahlung im Monat der Über-
nahme und endet mit dem Ablauf des auf den letzten Monat der vereinbarten 
Laufzeit folgenden Monats.  

(4) Jeder/Jedem Beschäftigten kann jeweils nur ein Fahrrad überlassen werden.  

(5) Die gesetzlichen Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte der Betriebs- oder 
Personalräte bleiben unberührt. 

§ 5 
Inkrafttreten 

1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2021 in Kraft. 2Er kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, frühestens zum 31. Dezember 2022, schrift-
lich gekündigt werden. 
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Potsdam, den 25. Oktober 2020 

 

[Unterschriften der Tarifvertragsparteien] 
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Niederschriftserklärung: 
 
Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich, bis zum 31. Oktober 2022 die praktische 
Umsetzung dieses Tarifvertrages zu bewerten und ggf. Gespräche zur Neubewertung 
der Regelungen zu führen. 
 
 


